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Streit heIferi n, Berufungsbeklagt e und Kevisionsbeklagte,
- ProzeSbevollmächtigte und in Instanzs Rechtsanwälte Br

hat der VIn Zivilsenat $S9 Bundesgerichtshofs auf die münd- 
1 i che V e r hand lung vom 8» llärz 196 0 unte r Mi t wi r kung des 
Senatspräsidenten Dr. Engels und der Bundesrichter Br. Kleine- 
wefers, Hanebeck, Br. Bode und Br. Hauß

für Recht erkannt:
Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 4. Zivilsenats des Oberlandeagerichts in Büsseldorf vom 

3. Februar 1959 wird zurückgewiesen*
Bie Kosten der Revision werden der Beklagten auf­erlegt o

Von Rechts wegen



Tatbestand;

Der Kläger war als Glasreiniger bei der Streithelferin 
beschäftigt, die seit Anfang 1953 für die Beklagte Glasrei­
nigungsarbeiten ausführt. Als er am 28. April 1955 von dem 
oberen Dach des Schalthauses D auf das untere Dach hinab­
stieg (siehe das Lichtbild im Umschlag Bl, 45 d.A«), brach 
er dort durch eine stark angerostete Wellblechauflage, fiel 
in die Werkshalle herab; und verletzte sich schwer.

Der Kläger macht für seihen Schaden die Beklagte ver­
antwortlich und wirft ihr vor, sie habe trotz der ihr be­
kannten Schadhaftigkeit der Wellblechauflage zugelassen, daß 
das Dach von den Glasreinigern der Streithelferin betreten 
worden sei, Sr hat von ihr 27o4,17 DM Schadensersatz (2583,47 DM 
Verdienstausfall und 12o,7o DM Sachschaden) und angemessenes . 
Schmerzensgeld verlangt» ferner hat er die Feststellung be­
gehrt , daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm allen weiteren 
Schaden aus dem Unfall zu ersetzen, soweit die Ansprüche 
nicht auf die öffentlichen Versinheruhgstrüger^^ Überlegungen 
sind.

Die Beklagte hat sich auf den Haftungsausschluß der 
§§ 898, 899 EVQ berufen und weiterhin geltend gemacht: Der 
Unfall sei auf das eigene unvorsichtige Verhalten des Klägers, 
vor allem darauf zurückzuführen, daß die Unfallverhütungs­
vorschriften weder von ihm noch von seiner Arbeitgeberin 
- der Streithelferin - beachtet worden seien« Diese habe ver­
traglich die Verpflichtung übernommen, die im Interesse ihrer 
Glasreiniger erforderlichen Sicherungsvorkehrungen zu treffen«

Das Landgericht hat in einem Grund- und Teilurteil die 
Zahlungsansprüche des Klägers (Verdienstausfall, Sachschaden,
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Schmerzensgeld) dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärte 
Das Berufungsgericht hat die Schadensersatzpflicht der Be­
klagten nur zu 3/4 bejaht und im übrigen die Klage abgewie­
sen, soweit sie auf Zahlung gerichtet ist.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die volle Ab­
weisung der Leistungsklage. Der Kläger beantragt, die Revi­
sion zurückzuweisen.

Entscheidungsgründes

I. Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, daß 
das Haftungsprivileg des % 898 RVO nur der Streithelferin 
zugute kommt. Der Kläger stand in ihrem Dienst und hat in 
ihrem Betrieb den Unfall erlitten.

Die Beklagte wäre nach 898, 899 RVO nur dann von 
der Haftung befreit, wenn der Kläger, als er die Fenster 
ihrer Werkeräume reinigte, in den Betrieb der Beklagten ein­
gegliedert gewesen wäre (BGHZ 21, 2o7). Das aber hat das Be~ 
rufungsgeri ch t rechteirrtumsfrei verneint. Die Streithelf eri 
führte die Gl a er e ini gungsarbei ten als selbständige Unterneh^- 
merin im Aufträge der Beklagten aus. Im Rahmen dieses Auf­
trags war der Kläger alb Arbeitnehmer der Streithelferin in 
den Räumen der Beklagten tätig» Be ist nichts dafür dargetan 
daß er hierbei in den Betrieb der Beklagten im Sinne eines 
eigenen Arbeitnehmers eingeqrdhet worden ist (vgl. BGH TJrtei 
vom 24. April 1959 - VI ZR 89/58 - VersR 1959r 827).

Die Revision will eine solche Einordnung einmal daraus 
herleiten, daß der Kläger der Weisungsbefugnis der Beklagten
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unterstanden habe. In dieser Hinsicht hatte die Beklagte in 
den latSacheninstanzen nur vorgetragen, nach der gesamten 
Organisation der Beklagten habe der Kläger den Weisungen der 
Personen folgen müssen, die für die Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und Ordnung auf dem V/erksgelände der Beklagten 
verantwortlich gewesen; seien* Bas aber war, wie das Beru­
fungsgericht mit Hecht angenommen hat, unerheblich* Denn 
Weisungen, die der Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord­
nung dienten, konnten die hierfür vex*antwortlichen Angestell­
ten der Beklagten nach der Natur der Sache jedem geben, der 
das Werksgelände der Beklagten betrat. Hieraus läßt sich da­
her nichts für die Präge herleiten, ob der Kläger in den Be­
trieb der Beklagten its Sinne eines eigenen Arbeitnehmers ein­
gegliedert war* Baß der Kläger hinsichtlich seiner Arbeit den 
Weisungen der Beklagten unterstanden habe, hat diese selbst 
nicht behauptete

Entgegen der Meinung der Revision ist auch kein Rechts­
verstoß darin zu sahen» daß das Berufungsgerlcht in diesem 
Zusammenhang nicht auf die Behauptung der Beklagten eingegan­
gen ist, der Kläger habe die Sozialeinrichtungen der Beklag­
ten in Anspruch nehmen können und auch in Anspruch genommen* 
Bie Beklagte hat nicht angegeben, wieweit der Kläger Anteil 
an ihren Sozialeinrichtungen hatte* Hach der Darstellung des 
Klägers ist das nur insoweit der Pall gewesen, als er sich 
nach Beendigung seiner Arbeit im Werksgelände gewaschen und 
manchmal eine Flasche iäilch aneiner dort stehenden Bude ge­
trunken hat• Das aber gibt nichts für die hier interessieren­
de Präge her, ob der Kläger in den Betrieb der Beklagten ein­
geordnet war* Daher wäre es Aufgabe der Beklagten gewesen, 
auf dieses Vorbringen des Klägers hin näher darzulegen, wo­
rin nach ihrer Meinung die Teilnahme des Klägers an ihren 
Sozialeinrichtungen bestanden haben soll* Da sie auf diese



ihre Behauptung jedoch nicht mehr zurückgekommen ist, hatte 
das Berufungsgericht keinen Anlaß? diese Frage in seinem 
Urteil näher zu behandeln»

II» Io In der Sache selbst hat das Berufungsgericht 
festgestellt: Pie Fenster? die der Kläger und die anderen 
Arbeiter der Streithalferin an den beiden PachaufSätzen zu
reinigen hatten? waren nur Uber das Dach zu erreichen? durch 
das der Kläger abgestützt ist. Pieses Pach konnte? solange 
seine Wellblechhaut nicht von Bost befallen war? nach sei­
ner baulichen Beschaffenheit ohne Gefahr betreten werden;
Pie massig breiten Wellblechplatten lagen auf 14er f-3?räger- 
pfetten auf und waren abwechselnd aneinander genietet und 
aneinander geschraubt» Pie Arbeiter der Streithelferin waren 
bereits jahrelang zum Reinigen der Fenster über dieses Pach 
gegangen» Am Tage des Unfalls ist der Kläger von dem oberen 
Pach auf das untere hinabgesprangen» Br hat sich mit den 
Händen an der Kante des oberen Paches festgehalten und sich 
dann? weil er mit den nicht auf das untere Pach kam,
auf dieses Pach hinunterfallen lassen» Pabei hat er sich 
etwas von der Wand abgestoßen. Sein Sturz auf den Boden der 
Werkshalle ist darauf zurtlckzufUhren? daß sich durch sein 
Gewicht eine stark angerostete Wellblechplatte aus ihrer 
Verbindung mit einer anderen gelöst hat. Pie wesentliche Ur­
sache für diesen Unfall ist nach der Überzeugung des Beru­
fungsgerichts darin zu sahen? daß das Wellblech des Paches 
stark rostgeschäüigt war? •

2. Bei diesem Sachverhalt hat das Berufungsgericht mit 
Hecht angenommen? daß die Beklagte nach § 836 BGB für den 
Schaden des Klägers einzustehen hat? wenn sie nicht nach­
weist? daß sie zur Abwendung der von dem schadhaften Pach 
drohenden Gefahren die erforderliche Sorgfalt beobachtet hat.
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§ 836 BGB setzt als erstes voraus, daß sich ein Teil 
eines Gebäudes abgelöst hat und hierdurch der Körper eines 
Menschen verletzt worden ist« Biese Voraussetzung ist hier 
zweifelsfrei gegeben» Bie Wellblechplatte, die sich vom 
Bach gelöst hat, war ein Teil des Gebäudes. Zwar ist der 
Kläger nicht unmittelbar durch diese sich lösende Blechplat­
te verletzt worden» Bas ist aber auch nicht erforderlich» Zu 
fordern ist vielmehr nur, daß die Verletzung mit der Ab­
lösung des Gebäudeteils in ursächlichem Zusammenhang steht. 
Bieser Zusammenhang besteht hier, denn es steht fest, daß 
das Xioslösen der Wellblechplatte den Sturz des Klägers und 
damit auch dessen Verle tzung herbeigeführt hat.

Hiernach hängt die Schadensersatzpflicht der Beklagten 
weiterhin davon ab, ob die Ablösung der Wellblechplatte 
eine Folge mangelhafter Unterhaltung war. Baß das Bach ob­
jektiv nicht ordnungsgemäß unterhalten war, ergibt sich, 
wie das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei angenommen hat, 
schon aus der starken Verrostung der Hatte» 2s bestehen 
aber auch keine Bedenken gegen die Annahme des Berufungs­
gerichts, daß die Ablösung der Platte und ihre mangelhafte 
Unterhaltung in einem ursächlichen Zusammenhang stehen. 
Allerdings hat auch der Kläger durch sein Handeln dazu bei­
getragen, daß die angerostete Blechplatte sich gelöst hat. 
Bas steht aber nicht der Annahme entgegen, daß dieses Boslö- 
sen durch eine mangelhafte Unterhaltung ursächlich bedingt 
war, denn nach dem Gesetz wird als Voraussetzung der Scha­
densersatzpflicht des Grundstücksbesitzers nicht gefordert, 
daß die vorhandenen Mängel die alleinige Ursache des Scha­
dens sind (vgl. die Urteile des BGH vom 16'. Juni 1952 
- Ill ZR 142/5o - VersR 1952, 291 - BM § 836 BGB Nr. 4 und 
vom 24» Januar 1958 - VI ZR 298/56 - VersR 1958, 221 sowie 
RG in Recht 19o8 Nr. 1561). In vielen Fällen pflegt, wenn
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ein Teil eines Gebäudes oder eines damit verbundenen Wer­
kes sich ablöst, zu der fehlerhaften Beschaffenheit der 
Sache noch die Einwirkung menschlicher Tätigkeit hinzuzu- 
kommen (z,Bo Anlehnen an eine nicht genügend befestigte 
Säule oder an eine fehlerhaft errichtete Mauer) * Das schlief 
die Anwendung des § 836 BGB nicht aus, wenn der Grund der 
Ablösung wie in dem jetzt zu entscheidenden Falle wesent­
lich in der mangelhaften Beschaffenheit eines Gebäudeteiles 
zu sehen ist» Dann kann, wie der Senat in dem oben ange­
führten Urteil vom 24«. Januar 1958 ausgesprochen hat, ein 
Schadensersatzanspruch aus § 836 BGB selbst dann gegeben 
sein, wenn der Verletzte durch eine eigene ̂ Fahrlässigkeit 
zu der Ablösung des Gebäudeteils beigetragen hat, Bin sol­
ches eigenes Verschulden des Verletzten ist, wie das Beru­
fungsgericht mit Hecht angenommen hat, zwar im Rahmen des 
§ 254 BGB zu berücksichtigen, hindert aber nicht die Anwen­
dung des § 836 BGB,

Die Revision meint nun, diese Vorschrift sei hier unan­
wendbar, weil das Dach infolge eines nicht erlaubten Gebrau­
ches durchgebrochen sei* 1s sei nicht für den allgemeinen 
Gehverkehr bestimmt gewesen* Auch wenn man anhehme, daß die 
Beklagte das Begehen des Daches zugelassen habe, so sei da*- 
mit dio Benutzung nicht uneingeschränkt, sondern allenfalls 
unter der Voraussetzung der eigenen Sicherung genehmigt wpr^ 
den. Der Kläger und seine Arbeitgeborin seien Fachleute ge­
wesen und hätten nicht davon ausgehen können, daß “ohne Jed* 
weitere Sicherung die Festigkeit des Daches vörliegen müsse* 
Ebenso wie ein Dachhecker vor dem Betreten eines Daches 
dessen Beschaffenheit prüfe, hätten das auch die Arbeiter d« 
Streithelferin tun müssen. Da die Beklagte Fachleute beauf­
tragt habe, habe sie keinen Anlaß gehabt, von sich aus die 
Sicherheit zu überpi’üfen. Das Gewerbeaufsichtsamt habe in



seinem Bericht ebenfalls diese Auffassung vertreten und 
darauf hingewiesen, die Glasreinigungsfirma habe eine Ab­
deckung des Daches durch Belagbohlen veranlassen müssen. Im 
übrigen habe, so führt die Revision weiter aus, das Dach ja 
einer Begehung auch standgehalten. Es sei nur durchgebrochen, 
weil der Kläger vom oberen Dach mit solcher Sucht herunter­
gesprungen sei, da3 die Blechplatte nicht standgehalten habe. 
Dabei habe er auch noch fails des Reinigungsschlauches vom 
oberen Dach mit heruntergerissen. Durch die Wucht dieses 
Sprunges und das Herabreissen eines feiles des Schlauches 
sei das Dach zu sehr belastet worden. Diese Benutzungsart 
entspreche nicht dem bestirnmungsgemäßen Gebrauch des Daches. 
Dafür sei es auch von der Beklagten nicht freigegeben wor­
den. .

Diese Bedenken gegen die Anwendbarkeit des § 836 BGB 
sind nicht berechtigt. Der Revision ist zuzugeben, daß die 
Beklagte wegen der mangelhaften Unterhaltung des Daches 
nicht in Anspruch genommen werden könnte, wenn eine ganz 
ungewöhnliche, nach den Erfahrungen gar nicht in Rechnung 
zu stellende Einwirkung stattgefunden hätte, der auch ein 
fehlerlos errichtetes und ordnungsgemäß unterhaltenes Dach 
nicht hätte standhalten können. So lag die Sache aber hier 
nicht. Hach der Feststeilung des Berufungsgerichts hat die 
Beklagte zugelassen, daß die Arbeiter der Streithelferin 
zum Reinigen der Fensier das Dach betraten. Da sie sich bei 
ihren Arbeiten auch vom oberen Daeh auf das untere begeben 
mußten und hierzu eine besöndere Vorrichtung fehlte, liegt 
es nicht außerhalb jeder Erfahrung, daß ein Arbeiter sich so 
vom oberen auf das untere Dach herabließ, wie es der Kläger 
getan hat. Daß das Dach diesem Sprung des Klägers nicht stand- 
gehalten hat, ist, wie sich aus den Feststellungen des Beru-
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fungsgerichts ergibt, auf die erheblichen Rostschäden an dem 
Wellblech des Daches zurückzufUhren. Dann ist aber die An­
sicht des Berufungsgerichts zu billigen, daß in diesem 
Falle § 836 Abs. 1 Satz 1 BGB anzuwenden ist, weil die Ab­
lösung der Wellblechplätte eine Folge der mangelhaften In­
standhaltung des Daches war.

Diese Abgrenzung der Haftung entspricht den Grund­
sätzen, wie sie in der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
in den Fällen herausgebildet worden sind, in denen neben 
fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung auch 
WitterungseinflUsse zu dem Einsturz eines Gebäudes oder zur
Ablösung von Teilen des GefeMudes geführt haben. Hier schei­
det eine Haftung aus § 836 BGB aus* wenn der Schaden auf ein 
außergewöhnliches Naturereignis zurUckzufUhren ist, dem auch 
ein fehlerlos errichtetes Gebäude nicht standzuhalten vermag 
(z q B . Borgrutsch, Blitzschlag oder Kolkenbrach); Handelt 
es sich dagegen um gewöhnliche WitterungseinflUsse, mit deren 
Einwirkcthg auf das Bauwerk zu rechnen ist und denen ein Ge­
bäude oder Werk bei fehlerloser Errichtung und ordnungsmäßi­
ger Unterhaltung standhalten muß, sö beweist gerade die Dos­
lösung eines Gebäudeteiles infolge der Witterungseinwirkung 
die Mangelhaftigkeit der : Anlage öder der Unterhaltung (vglV 
BGB RGR^Kommentar io. Aufi. § 836 Anm. 7 und die dort an- 
geführten Ent sehe idungeh des Re ichsge riebts).

sondern -
Ähnliches muß gelten, wenn nicht Witt erungseihflUs se,

wie in dem jetzt 2u entscheidenden Falle - menschli
che Handlungen auf einennichtordnungsgemäS unterhaltenen 
Teil des Gebäudes eingewirkt haben. Auch hier kommt es in
erster Linie darauf an, ob nach der Erfahrung mit einer sol
chen Einwirkung zu rechnen ist. Ein Gebäude muß so herge­
stellt und unterhalten sein, daß es bei Einwirkungen, die
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nach der Erfahrung vorauszusehen sind, genügende Widerstands­
fähigkeit gegen die Ablösung von Teilen bietet. Dieses Er­
gebnis entspricht dem Sinn und Zweck des Gesetzes. In ihm 
kommt der allgemeine Grundsatz zum Ausdruck, daß der Eigen­
tümer für die Beschädigung eines anderen durch seine Sachen 
insoweit aufzukommen hat, als er die Beschädigung bei billi­
ger Rücksichtnahme auf die Interessen des anderen hätte ver­
hüten müssen (BGZ 52, 373 V~379/t 54, 53 /f58 /  und 134,
231

5* Für die Frage, ob die Beklagte zur Abwendung der von 
dem schadhaften Dach drohenden Gefahren die im Vorkehr er­
forderliche Sorgfalt beobachtet hat (§ 836 Abs. 1 Satz 2 BGB), 
ist die Tatsache erheblich, daß die Beklagte die Ausbesse­
rungsbedürftigkeit des Daches gekannt hat. In ihren Akten be­
findet sich ein Bericht des Sachbearbeiters für Unfallschutz, 
Ingenieur Matern, vom';'MÜrZ: 1956. In diesem Bericht heißt 
es wörtlich; “Das Bach wird durch unsere Abt. Stahlbau kon­
trolliert, und die Notwendigkeit ''der Reparatur ist bei un­
serer Keubauabteilung fm Janusr 1955 gemeldet worden» Die 
Eindeckung war für das Frühjahr 1956 vorgesehen, da kon­
struktive Änderungen des Daches notwendig sind, um eine 
schwerere Dachhaut aufzubringen”. Bach der nicht zu bean­
standenden Ansicht des Berufungsgerichts hätte die Beklagte, 
wenn sie die Reparatur ®  ein Jahr hinausschob, prüfen 
müssen, ob bis dahin jemand durch die Schadhaftigkeit des 
Daches gefährdet werden konnte. Ihr konnte, wie das Beru­
fungsgericht festgestollt hat, nibht entgehen* daß die Glas­
reiniger bei ihrer Arbeit regelmäßig das Dach betraten. Dann 
hätte sie aber, wie das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei 
angenommen hat, dafür sorgen müssen, daß dies bis zur In­
standsetzung des Daches unterblieb oder nur unter Anwendung 
der nötigen Vorsichtsmaßnahmen geschah. Sie durfte sich nicht
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darauf verlassen, daß die Glasreiniger von sich aus die 
nötige Vorsicht walten ließen» Das gilt umso mehr, als 
die Verrostung des Vellblechs nur von der darunterliegen- 
den Werkshalle aus, nicht aber von oben zu erkennen war»

Da die Beklagte als Aktiengesellschaft eine juristi­
sche Person ist, kann sie nach § 31 BGB nur dann für den 
Schaden des Klägers zur Verantwortung gezogen werden, wenn 
das Verschulden dem Vorstand, einem Mitglied des Vorstandes 
oder einem anderen verfassungsmäßig berufenen Vertreter zur 
Last zu legen ist« Dieses Verschulden hat das Berufungsge­
richt darin gesehen, daß das verantwortliche Organ der Be­
klagten keine ausreichenden organisatorischen Maßnahmen 
getroffen hat, um sieherzustellen, daß aus derartigen schad­
haften Stellen keine Gefahren für andere erwuchsen. Zwar 
war der Ingenieur Matern als Sachbearbeiter für Unfallschutz 
bestellt. Das reichte aber, wie das Berufungsgericht zutref­
fend ausgeführt hat, nicht aus, Wenn nicht gleichzeitig si- 
chergestellt war, daß diesem alle Gefahrenstellen im Be­
trieb gemeldet wurden. Hieran hat es bei der Beklagten ge­
fehlt , wie sich aus folgenden Peststelluhgen des Berufungsge 
richte ergibt: Ingenieur Matern hat die Beschaffenheit des 
Daches bis zum Tage des Unfalls nicht gekannt. Die Stahl- ? 
bauabteilung der Beklagten hat im Januar 1955, also etwa 
drei Monate vor dem Unfall des Klägers, die Beparaturbedürf« 
tigkeit des Daches zwar der Heubauabteilung der Beklagten, 
nicht aber dem Sachbearbeiter für Unfallschutz gemeldet<>
Auch die Neubauabteiluüg: hat es auf Grund dieser Meldung 
nicht für nötig gehalten, den Sachbearbeiter für Unfall­
schutz über die Schadhaftigkeit des Daches zu unterrichten«

Schließlich kann die Beklagte sich auch nicht mit dem 
Hinweis entlasten, daß sie der Streithelferin die Beachtung
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der Unfallverhütungsvorschriften und die Haftung für Unfall- 
schäden ihrer Leute vertraglich auferlegt habe. Das Beru­
fungsgericht hat zutreffend angenommen, daß diese Verein­
barung nur zwischen den Vertragspartnern wirkte. Die Be­
klagte blieb daher anderen, also auch dem Klüger gegenüber 
für den verkehrssicheren Zustand ihrer Werkseinrichtungen
selbst verantwortlich*

Hach alledem hat das Berufungsgericht auch das Verschul 
den der Beklagten reehtsfehlerfrei bejaht. Das hat zur Fol­
ge, daß die Beklagte nach § 836 BGB für den Schaden des 
Klägers aufzukommen hat.

4. Dem Kläger hat das Berufungsgericht als Mitverr- 
schulden angerechnet, daß er sieh vom oberen Dach auf das 
untere hat hinunterfallen lassen. 32s hat ausgeführt: Ob eine 
Wellblechplatte an- oder durchgerostet war, sei zwar von 
oben nicht erkennbar gewesen. Der Klüger habe sich aber 
nicht mit Sicherheit darauf verlassen können, daß das Well­
blechdach der Beanspruchung durch das Fallgewicht des Kör­
pers gewachsen gewesen sei, zumal an der Unfallstelle noch 
ein 2o bis 3o m langes und mit Wasser gefülltes Stück 
Schlauch zusammengerollt gelegen habe. Der Kläger habe gegen 
§ 23 der UnfallverhUtungsvorsefariften verstoßen, wonach Ge­
bäudeteile vor Beginn der Arbeit auf ihre Tragfähigkeit zu 
prüfen seien. Bei Anwendung der erforderlichen Aufmerksam-* 
keit habe ihm nicht entgehen können, daß das Dach durch 
Hpsteiriwirkungen schadÜüft gewesen sei. Das habe man jeden­
falls von unten, d.h. von der Werksholle aus sehen können. 
Bei der Abwägung der für den Unfall ursächlichen Umstände 
ist das Berufungsgericht zu dem Ergebnis gekommen, daß dem 
Kläger nur 3/4 seines Schadens zuzubilligen sei.
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M e  Revision irrt, wenn sie meint, das Berufungsurteil 
sei hier nicht ordnungsgemäß begründet, weil es einen Wider­
spruch enthalte» Allerdings ist am Schluß der Entscheidungs­
gründe zusammenfassend gesagt, die Ansprüche des Klägers sei­
en "nach alledem" zu 2/3 gerechtfertigt« Hierbei handelt es 
sich aber offensichtlich um ein blosses Schreibversehen, dem 
der ürteilsspruch und die Übrigen Ent scheidungsgründe erge­
ben deutlich, daß das Berufungsgericht die Ansprüche des 
Klägers zu 3/4 dem Grunde nach bejaht hat und bejahen wollte*

Bei dieser Abwägung hat das Berufungsgericht alle hier­
für wesentlichen Umstände berücksichtigt« Da seine Abwä~ 
gungsgründe keinen Rechtsfehler zum Hachteil der Beklagten 
enthalten, war der Senat an die Schadensverteilung selbst 
gebunden«

5» Soweit das Berufungsgericht seine Überzeugung aus- 
spricht, daß bei überschlägiger Berechnung trotz des Quoten 
Vorrechts der Berufsgenohi^nschaft ein Verdienstansfall 
des Klägers übrigbleibt, halten seine Ausführungen eben­
falls einer rechtlichen Prüfung stand« Sie genügen den zu 
stellenden Anforderungen, dehn für die Vora bent sehe id üng 
über den Grund des Anspruchs (§ 3o4 Z3?0) ist die Frage, ob 
ein Schaden entstanden ist* nur summarisch zu prüfen« Ent­
gegen der Ansicht der Revision war es daher nicht erforder­
lich, daß das Berufungsgericht den Verdienstausfa 11-tdes Klä­
gers zahlenmäßig erreebnete«
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6♦ Nach alledem erweist sich die Revision der Beklag­
ten als unbegriindefc. Sie war daher zuriickzuweisen,

Die Kosten ihres ohne Erfolg gebliebenen Rechtsmittels 
hat nach § 97 ZPO die Beklagte zu tragen*

Engels Br« Kleinewefers Haneheck

Br* Bode Dr. Hauß
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